Beschlussvorlage

% Landeshauptstadt
Mainz

Drucksache Nr.

offentlich 0079/2019
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
61/6126B 163 14.01.2019

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 22.01.2019

Beratungsfolge Gremium Zustdndigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim Anhdérung 30.01.2019 o)
Ortsbeirat Mainz-Gonsenheim Anhoérung 05.02.2019 o)
Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 31.01.2019 o)
Stadtrat Entscheidung 13.02.2019 0
Betreff:

Bauleitplanverfahren "B 163" (erneuter Aufstellungsbeschluss, Planstufe II)

Bebauungsplanentwurf "VEP Gutsschdanke Weyer (B 163)"
hier: - erneuter Aufstellungsbeschluss gem. § 2Abs. 1 BauGB

- Vorlage in Planstufe Il

- Durchfiihrung der 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB

Dem Oberbiirgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen

Mainz, 16.01.2019

gez. Marianne Grosse
Marianne Grosse
Beigeordnete

Mainz, 23.01.2019

gez. M. Ebling

Michael Ebling
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

Der Stadtvorstand, der Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim, der Ortsbeirat Mainz-Gonsenheim, der
Bau- und Sanierungsausschuss empfehlen, der Stadtrat beschlieft zu den beiden o.g. Bauleit-

planentwiirfen:

1. den erneuten Aufstellungsbeschluss gemaf § 2 Abs. 1 BauGB,

2. die Vorlage in Planstufe Il,

3. die offentliche Auslegung gemaf3 § 3 Abs. 2 BauGB.




Anlass und Sachverhalt

Die Antragsteller betreiben, neben Land-und Weinwirtschaft, zwei Strauwirtschaften auf
dem Geldnde "Am Heckerpfad 24" westlich der Essenheimer -bzw. Koblenzer Strae im Orts-
teil Mainz-Bretzenheim. Die Betreiber beabsichtigen, die beiden aktuell existierenden
StrauBwirtschaften in eine Gutsschdnke als Speise- und Schankwirtschaft umzuwandeln.

Die Familie Weyer stellte bereits Ende 2013 einen Antrag auf einen VEP bei der Stadt Mainz.
Dem Stadtrat wurde am 09.04.2014 eine Beschlussvorlage zur Einleitung eines Bebauungs-
planverfahrens (Aufstellungsbeschluss) und zur Vorlage in Planstufe | vorgelegt. Aufgrund
von Beratungsbedarf und der Sitzungsfolge aufgrund der Kommunalwahlen 2014 konnte die
Beschlussvorlage dem Stadtrat erst am 01.10.2014 fiir eine Entscheidung vorgelegt werden.
In dieser Sitzung wurde der VEP- Antrag vom Stadtrat zuriickgewiesen.

Mit Schreiben vom 10.11.2015 hat der Antragsteller, Herr Lothar Weyer, die Einleitung des
Satzungsverfahrens fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Gutsschanke Weyer - VEP
(B 163)" erneut beantragt. Insbesondere die innere Erschlieung sowie die Anzahl der Stell-
platze (PKW und Fahrrad) wurden gegeniiber dem ersten VEP- Antrag gedndert. Die zu dem
Grundstiick fiihrenden Verkehre werden iiber eine neu zu bauende, signalisierte Zufahrt ge-
flihrt. Die Trennung zwischen Wirtschaftsweg und dem gesamten Grundstiick der Fam. Weyer
wird mittels Heckenpflanzungen und Poller erreicht.

Das geplante Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungspla-
nes "Landwirtschaftliche Aussiedlung am Bergweg (B 128)", welcher ein Sondergebiet (SO)
fir landwirtschaftliche Betriebe ohne Intensivtierhaltung festsetzt. Bei der geplanten Nutzung
"Gutsschdnke" handelt es sich nicht um eine zuldssige Nutzung gemafs den Festsetzungen
des Bebauungsplanes "B 128", sondern um eine gewerbliche Nutzung, da im Gegensatz zu
StrauBwirtschaften Gutsschanken bauplanungsrechtlich als Schank- und Speisegaststdtten
und somit als gastronomische Gewerbebetriebe einzustufen sind. Auf der Grundlage des o.g.
Bebauungsplanes "B 128" kdnnte die vorgesehene Nutzung in Form einer Gutsschanke nicht
verwirklicht werden.

Aus den o.g. Griinden ist die Schaffung eines entsprechenden Baurechts erforderlich. Da es
sich bei dem zugrundeliegenden Vorhaben um ein konkretes Einzelvorhaben eines Investors
handelt, soll das erforderliche Baurecht {iber einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan
(VEP) nach § 12 BauGB geschaffen werden.

Ziele und Planungsinhalte

Zielsetzung dieser Uberplanung ist es, durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"B 163" die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Verwirklichung des vom Investor vor-
gelegten stadtebaulichen Vorhabens, der Errichtung einer Gutsschdnke, zu schaffen.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan - VEP

GemadR § 12 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die
Zuldssigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabentrdger auf der Grundlage eines mit
der Gemeinde abgestimmten Planes zur Durchfiihrung des Vorhabens und der Erschlie-
3ungsmafinahmen bereit und in der Lage ist und sich zur Durchfiihrung innerhalb einer be-
stimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschliefungskosten ganz oder

teilweise verpflichtet.
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4.

4.1

4.2

Mit Schreiben vom 10.11.2015 hat der Antragsteller, Herr Lothar Weyer, die Einleitung des
Satzungsverfahrens fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Gutsschanke Weyer - VEP
(B 163)" beantragt. Die Flachen (Flur 13, Flurstiicke 17/19, 17/22 und 17/23) mit einer Gro-
3e von ca. 0,43 ha befinden sich im Eigentum des Antragstellers.

Die in diesem Zusammenhang eingereichte Vorhabenbeschreibung sieht vor, die zwei bereits
existierenden StrauBwirtschaften in eine Gutsschanke umzuwandeln. Ziel ist die Errichtung
einer dauerhaften, ganzjdahrig gedffneten Schank-und Speisegaststatte. Hierbei sollen die ty-
pischen, charakteristischen Merkmale der beiden bestehenden Straufwirtschaften erhalten
bleiben. UmbaumaBnahmen, wie z.B. die Vergrofierung der Kiiche im EG, Schaffung von La-
gerflichen und eines Sozialraumes sind zusatzlich geplant, ebenso wie AuBenbewirtungsfla-
chen und Stellplatze.

Aus verkehrstechnischen Griinden ist eine direkte Anbindung des Areals von der Essenhei-
mer Straf3e (K 3) im Bereich des bestehenden Knotenpunktes vorgesehen. Des Weiteren hat
der Investor zu erkennen gegeben, die iibrigen Verpflichtungen, die fiir die Realisierung des
Vorhabens erforderlich sind, zu erfiillen sowie alle erforderlichen Untersuchungen auf eigene
Kosten erstellen zu lassen.

Die Anwendung des Planungsinstruments "Vorhabenbezogener Bebauungsplan — (VEP)" ist
somit begriindet.

Bisheriges Verfahren
Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 04.10.2016 gemaf} § 12 Absatz 2 BauGB iiber den An-
trag des Vorhabentrdgers auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens vom 10.11.2015 ent-
schieden und die Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes "Gutsschdanke Weyer — VEP (B 163)" beschlossen.

Friihzeitige Beteiligung der Behérden und Trager 6ffentlicher Belange

Die friihzeitige Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange fand im Zeitraum
vom 16.01.2014 bis zum 04.02.2014 bereits zum ersten Antrag der Fam. Weyer statt. Zudem
wurden die tangierten Fachdmter im Rahmen eines gemeinsamen Termins am 04.02.2014
unterrichtet.

Insbesondere wurden folgende Themenbereiche erortert:

Verkehrserschliefung, ruhender Verkehr
Ver- und Entsorgung, Leitungen

e Umweltpriifung, Umweltbericht

e Ldarmschutz

e Naturschutz und Landschaftspflege

e Klimaschutz und Energie

e Wasserwirtschaft, Versickerung, Abwasserbeseitigung
e Artenschutz

e Radon

[ ]

[ ]
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4.3

Die Stellungnahmen der Fachamter fiihrten zu der Erfordernis mehrerer Fachgutachten. Der
Vermerk liber den Koordinierungstermin ist dieser Beschlussvorlage beigefiigt.

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaf § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom
12.12.2016 bis 27.01.2017 statt. Im Rahmen dieser Biirgerbeteiligung gingen Anregungen
und Bedenken von Seiten der Offentlichkeit ein.

Seitens der Offentlichkeit wurden Anregungen insbesondere zu folgenden Themenbereichen
vorgebracht:

e Klima, Umweltbelange

Orts- und Landschaftsbild
Geplante Anzahl der Sitzpldtze
Verkehrserschliefung, ruhender Verkehr
Schleichverkehr

Bestehendes Baurecht
Verkehrsldarm, Mehrverkehr
Larmimmissionen, Schallschutz
Ver- und Entsorgungsleitungen
Abstandsflachen, Einfriedung
Geruchsbeldstigungen

Die Anregungen und Bedenken aus der friihzeitigen Biirgerbeteiligung fiihrten zu Plandnde-
rungen, bzw. Optimierungen. Insbesondere wurde die ErschlieBungsplanung konkretisiert
und die Freiflachenplanung optimiert.

Der Vermerk zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem&R § 3 Abs. 1 BauGB ist der
Beschlussvorlage als Anlage beigefiigt.

4.4 Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB
wurde in der Zeit vom 28.03.2018 bis 04.05.2018 durchgefiihrt.

Im Nachgang zum Anhdrverfahren wurden aufgrund der Stellungnahmen der beteiligten Be-
hérden und sonstiger Trager offentlicher Belange weitere Arbeitsschritte notwendig.

Es wurden weitergehende Regelungen zu griinplanerischen Festsetzungen, zu Manahmen
und Flachen zum Schutz, Pflege und Entwicklung von Boden , Natur -und Landschaft, zum

Baumerhalt, zur Eingriinung des Grundstiickes, zur Anzahl und Lage der Stellpldtze, zu den
AuBBenbewirtschaftungsflachen, etc. in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen und dar-
iiber hinaus erforderliche redaktionelle Anderungen und Konkretisierungen der bisherigen
textlichen Festsetzungen und Hinweise vorgenommen.

Die notwendigen Gutachten wurden entsprechend den Umplanungen liberarbeitet.
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Der Vermerk liber die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gemadB § 4 (2) BauGB (Anhorverfahren) liegt der Beschlussvorlage als Anlage bei.

Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen

Nach dem aktuellen Stand des Verfahrens sind keine geschlechtsspezifischen Folgen er-
kennbar. Im Zuge des Anhorverfahrens sind diesbeziiglich keine Anregungen seitens der
stadtischen Fachdamter vorgebracht worden. Aufgrund der festgesetzten Planinhalte sind zu-
dem keine geschlechtsspezifischen Folgen erkennbar.

Partnerschaftliche Baulandbereitstellung (PBb)

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 03.12.2014 den Grundsatzbeschluss gefasst, kiinftig
bei der Neuerschlieung von Bauland oder der werterhhenden Umnutzung bestehender
baulicher Bereiche nur noch Planungsrecht zu schaffen, wenn sich alle begiinstigten Grund-
stiickseigentiimer an den mit dem Gebiet zusammenhdngenden Kosten mit einem Infrastruk-
turbeitrag beteiligen und geforderten Mietwohnungsbau entsprechend des Beschlusses rea-
lisieren ("Partnerschaftliche Baulandbereitstellung").

Da durch die Aufstellung des "B 163" keine werterhohende Umnutzung bestehender bauli-
cher Bereiche innerhalb des Geltungsbereiches des "VEP Gutsschdanke Weyer (B 163)" er-
folgt, kommt die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung in diesem Bebauungsplanverfah-
ren nicht zum Tragen.

Durchfiihrungsvertrag

Erganzend zum Bebauungsplan "VEP Gutsschdnke Weyer (B 163)" erfolgt der Abschluss ei-
nes Durchfiihrungsvertrages zwischen dem Vorhabentrager und der Stadt Mainz. Hierin wer-
den einzelne Belange gesichert, die nicht mittels Festsetzung im Bebauungsplan regelbar
sind.

Insbesondere sollen folgende Aspekte geregelt werden:

Flachenverfiigbarkeit

Entwdsserung (verbindliche Umsetzung des Entwdsserungskonzeptes)

Schallschutz (Umsetzung der Ergebnisse der Untersuchungen und Ma3nahmen)

Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen

Gestaltung der Griin- und Freiflachen

Eingriinungen/Pflanzungen

Erschlieung (Baudurchfiihrung, Lichtsignalanlagen, etc.) inkl. Kostentragung fiir Umbau-
ten an offentlichen StraBenverkehrsflachen sowie dem bestehenden Wirtschaftsweg

Sitzplatz- und Gastraumangebot (Regelungen zur Anzahl gleichzeitig bewirtschafteter
Sitzplatze)

Kostentragung (Fachgutachten und Verfahrenskosten, etc.)

Haftung

Sicherheitsleistungen

Riickbauverpflichtung
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Gegebenenfalls werden die notwendigen, zu regelnden Aspekte im weiteren Verfahren er-
ganzt.

8. Kosten

Als wesentlicher Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Gutsschdanke Wey-
er-VEP (B 163)" wird zwischen der Stadt Mainz und dem Vorhabentrédger ein "Durchfiihrungs-
vertrag" abgeschlossen, worin die Ubernahme samtlicher anfallenden Kosten (erforderliche
Fachgutachten und allgemeine Verfahrenskosten - ohne Personalkosten) durch den Vorha-
bentrager verbindlich geregelt wird.

Die durch dieses Projekt ausgeldsten Kosten fiir Umbauten 6ffentlicher Erschliefungsanla-
gen im Bereich der Essenheimer StraBBe (K 3) sowie des bestehenden Wirtschaftsweges mit
Griinflache werden vom Vorhabentrager iibernommen.

Ansonsten sind keine Kosten erkennbar, die sich aus diesem Projekt heraus fiir die Stadt
Mainz ergeben kdnnten.

9. Weiteres Verfahren

Die notwendig werdenden Ausgleichsmafinahmen fiir das Vorhaben kénnen nicht im derzei-
tigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes "B 163" kompensiert werden. Den Eingriffen
des Bebauungsplanes werden Flachen in der Gemarkung Mainz-Gonsenheim, aufierhalb des
aktuellen rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes im Sinne des

§ 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet.

Aufgrund der geplanten externen Ausgleichsflachen erweitert sich der Geltungsbereich des
Bebauungsplanes "B 163". Hierzu wird ein erneuter Aufstellungsbeschluss notwendig.

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf "B 163" soll in "Planstufe II" beschlossen werden.
Als nachster Verfahrensschritt soll die Offenlage des Bebauungsplanentwurfes
"VEP Gutsschanke Weyer (B 163)" gemaR § 3 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt werden.

Anlagen:

Bebauungsplanentwurf "B 163" inkl. textlicher Festsetzungen
Vorhaben- und Erschliefungsplan mit Betriebsbeschreibung
Antrag auf VEP (Vorhabentrdger)

Begriindung inkl. Umweltbericht

Schalltechnische Untersuchung

Entwdsserungskonzept

Vermerk friihzeitige Behdrdenbeteiligung zum ersten VEP- Antrag
Vermerk friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Vermerk Behdrdenbeteiligung (Anhérverfahren)

Umweltrelevante Informationen und Stellungnahmen

Seite 6 von 6



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

